Niederschrift

der offentlichen/nicht 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fir
Planungsangelegenheiten am 09.06.2020

offentlich
Ort: Stadthaus, Festsaal,
Marktplatz 2,
06108 Halle (Saale),
Zeit: 16:03 Uhr bis 19:11 Uhr

Anwesenheit: siehe Teilnahmeverzeichnis



Anwesend waren:

Mitglieder

Christian Feigl

Anja Krimmling-Schoeffler

Thomas Schied

Johannes Streckenbach

Dr. Ulrike Wiinscher

Dr. Annette Kreutzfeldt

Martin Sehrndt
Yvonne Winkler
Dr. Silke Burkert

Eric Eigendorf

Dr. Martin Ernst
Yana Mark

Helge Dreher
Herr Dirk Gernhardt

Christian Hartwig
Ingo Kautz
Alexander Keck
Ingo Kresse

Dr. Mario Lochmann
Michael Sprung

Verwaltung

René Rebenstorf
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Tobias Teschner
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Simone Trettin

Entschuldigt fehlten:

Manfred Sommer

Ausschussvorsitzender

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle (Saale)
Teilnahme ab 16:15 Uhr

Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle (Saale)
Teilnahme ab 16:15 Uhr
CDU-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU-Stadtratsfraktion Halle (Saale)

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
AfD-Stadtratsfraktion Halle

Fraktion MitBlurger & Die PARTEI
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)

Vertreterin fir Herrn Eigendorf,

Teilnahme von 16:00 Uhr - 17:00 Uhr
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)

Teilnahme ab 17:00 Uhr

Fraktion Hauptsache Halle

Fraktion Freie Demokraten im Stadtrat von
Halle (Saale)

Sachkundiger Einwohner

Sachkundiger Einwohner

Teilnahme ab 16:18 Uhr

Sachkundiger Einwohner

Sachkundiger Einwohner

Sachkundiger Einwohner

Sachkundiger Einwohner

Sachkundiger Einwohner

Sachkundiger Einwohner

Beigeordneter Stadtentwicklung und Umwelt
Referentin Geschaftsbereich Il

Leiter Fachbereich Sicherheit
Abteilungsleiterin Stadtebauférderung
Teamleiterin Freiraumplanung

Sachkundiger Einwohner



zZu Einwohnerfragestunde

zZu Herr Gergele zu TOP 4.1

Herr Gergele fragte zur Stadtentwicklung im Charlottenviertel, hier TOP 4.1, nach. Er sagte,
dass sich dort in den letzten drei3ig Jahren eine Grinflache entwickelt hat. Er fragte, ob eine
Bewertung fir diese Grinflache vorliegt, da die Kuohlleistung eines Baumes und die
Artenvielfalt hier eine groRe Rolle spielen. Er fragte weitergehend, was es fir den
Wasserhaushalt bedeutet; die unversiegelte Flache nimmt bei Regen das Wasser auf. Wenn
eine Abholzung der Baume und eine Betonierung der Grunflache erfolgt, ist fraglich, ob die
Innenstadt sich dadurch deutlich negativ entwickelt und ob dies mal betrachtet worden ist. Er
setzte sich fur den Erhalt der Baume und der Grinflache ein.

Herr Rebenstorf antwortete, dass dies unter dem TOP 4.1 eine Rolle mitspielen wird,
weswegen er die Fragen kurz beantwortete. Den Entwurf zeichnet aus, dass Antworten
geliefert werden, wie es geschafft werden kann, dass einerseits Biomasse verloren geht,
aber vergleichsweise dies im Quartier ersetzt werden kann. Dazu gehoéren die Fassaden-
und die Dachbegrinung, als auch die Begriinung der Hof- und Freianlagen.

Auch wenn dort Baume fiir diese BaumafRhahme verloren gehen wirden, grenzen
unmittelbar der Stadtgottesacker und der Stadtpark an, die als Grunflachen dauerhaft in der
Innenstadt erhalten bleiben.

Herr Gergele fragte, ob Wasserspeicher geplant sind, wenn sich der Wasserhaushalt durch
die Versiegelung der Flache veréandert.

Herr Rebenstorf erwiderte, dass er den Architekten Herrn D&schler bitten wird, unter dem
TOP 4.1 dann mit darauf einzugehen.

Zu Frau Hermann zu TOP 4.1

Frau Hermann sagte, dass es ihr auch um dieses Viertel geht und fragte nach dem
Zeitpunkt des Beginns der Bebauung und welche Plane es fir die sich ergebende
Infrastruktur, wie Zu- und Abfahrten, Parkraum gibt. Wieviel Geschosse sollen die Hauser
haben und wie viel Gebaude werden mit welcher Nutzung geplant? Sie fragte nach der
geplanten Verkehrsfiihrung in dem Bereich nach.

Herr Rebenstorf sagte, dass nach Zustimmung zum Aufstellungsbeschluss -durch den
Planungsausschuss und den Stadtrat das formale Verfahren gestartet wird, sodass der
Bebauungsplan auf den Weg gebracht werden kann. Wenn da alles positiv verlauft, wird in
ca. zwei Jahren der Satzungsbeschluss gefasst und damit entsteht dann Baurecht, sodass
frihestens in zwei Jahren lber eine Baugenehmigung und —ausfihrung gesprochen werden
kann.

Beziglich des Verkehrs antwortete Herr Rebenstorf, dass dieser tber die Anhalter Stral3e
und die Wilhelm — Kiilz - Strafl3e laufen wird. Er wies darauf hin, dass das Quartier friiher
auch bebaut gewesen ist. Es gibt auch Signale des Investors, wie alternative
Mobilitatskonzepte in der Stadt umgesetzt werden konnen. Auf einen Stellplatznachweis
kann bspw. verzichtet werden, wenn ein hauseigenes Carsharing angeboten wird oder es
werden mehr Fahrradstellplatze gebaut. Diese Themen kénnen vertieft in dem Verfahren



gepruft und ggf. umgesetzt werden. Es soll einen zentralen Punkt geben, wo man
Lieferdienste konzentriert, damit diese nicht im gesamten Quartier rumfahren und parken.
Bezlglich der Hohe der Gebaude sagte er, dass man sich an den umliegenden Gebauden
orientieren wird. Die Nutzung wird gemischt sein, also ein Grof3teil wird fur Wohnen bestimmt
sein; eine Kita, Arztpraxen, Blro- als auch soziale Nutzungen werden ein Thema sein.

Das sind die Ziele, die dann auch mit den Festsetzungen im B - Plan erreicht werden sollen.

Frau Hermann fragte nach, mit wieviel Menschen mehr dann im Viertel gerechnet wird.

Herr Rebenstorf antwortete, dass entsprechend der vorliegenden Entwirfe von 300
Wohnungen im Quartier ausgegangen wird. Es wird einen Wohnungsmix geben, kleinere
und groéfRere Wohnungen. Er wies darauf hin, dass es sich unter dem TOP 4.1 bei dem
Entwurf um einen Stadtebauentwurf handelt, da geht es um die grundsatzlichen Zige, wie
das Quartier gestaltet werden soll. Es geht noch nicht um die Architektur und um die
genauen Grundrisse. Das wird sich dann in der weiteren Ausarbeitung zeigen, deswegen ist
dies eine Grobeinschatzung.

zul Eroffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmafigkeit der Einladung
und der Beschlussfahigkeit

Der Ausschussvorsitzende, Herr Feigl, eroffnete die Sitzung und stellte die
ordnungsgemale Einladung und die Beschlussfahigkeit fest.

Zu 2 Feststellung der Tagesordnung

Herr Feigl sagte, dass von der Tagesordnung folgende Punkte vertagt werden muissen:

3.2. Entscheidung Uuber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestéatigung der
Niederschrift vom 12.05.2020

da diese Niederschrift noch nicht vorliegt.

AulRerdem sah er den Ausschuss fur die unter dem TOP 4.5 vorliegende Beschlussvorlage
mit den dazugehoérenden Anderungsantragen als nicht zustédndig an, da dies im
Kulturausschuss vorbesprochen und im Stadtrat bestatigt werden muss.

Frau Dr. Winscher begrif3te die Nichtzustandigkeit des Planungsausschusses fir die
Namensanderung und sagte, dass im Kulturausschuss diese Vorlage vertagt wurde, da es
noch Anderungsbedarfe gab.

Herr Feigl bat um Abstimmung zum TOP 4.5 beziglich der Nichtzustandigkeit des
Ausschusses.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Damit wurde der TOP 4.5 mit seinen Anderungsantragen von der Tagesordnung genommen.

Herr Feigl sagte die noch neu vorliegenden Anderungsantrage mit den dazugehérigen TOP
an.



Da es keine weiteren Anderungen zur Tagesordnung gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung
der geanderten Tagesordnung auf.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Die geanderte Tagesordnung wurde festgestellt:

3.1.

3.2.

4.1.

41.1

41.2

4.2.

4.3.

4.4.

44.1

4.5.

45.1

Entscheidung Uber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung der
Niederschrift

Entscheidung Uber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung der
Niederschrift vom 10.03.2020

Entscheidung (ber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung der
Niederschrift vom 12.05.2020 vertagt

Beschlussvorlagen

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 197 Charlottenstral3e/ Gottesackerstrale/
Topferplan - Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VI1/2020/00833

Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beschlussvorlage
"Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 197 Charlottenstral3e/ Gottesackerstralie/
Topferplan - Aufstellungsbeschluss" (VI1/2020/00833)
Vorlage: VI11/2020/01298

Anderungsantrag des Sachkundigen Einwohners Manfred Sommer (Fraktion MitBiurger &
Die PARTEI) zur Beschlussvorlage ,Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 197
Charlottenstral3e/ GottesackerstralRe/ Topferplan — Aufstellungsbeschluss®
(VI1/2020/00833)

Vorlage: VI1/2020/01372

Bebauungsplan Nr. 325 Heide-Siid, 2. Anderung - Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VI1/2020/01007

Baubeschluss Taubenbrunnen Neustadt
Vorlage: VI1/2020/00842

Baubeschluss Stadtpark 5. BA
Vorlage: VI11/2020/00867

Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beschlussvorlage
"Baubeschluss Stadtpark 5. BA" (VI1/2020/00867)
Vorlage: VI11/2020/01375

Verfahrensweise der Stadt Halle (Saale) bzgl. der Namensvergabe fur die der
Offentlichkeit gewidmeten Einrichtungen und Bauwerke
Vorlage: VI1/2019/00754 Nichtbehandlung wegen Nichtzustandigkeit

Anderungsantrag der AfD-Stadtratsfraktion zur Beschlussvorlage VI1/2019/00754
,Verfahrensweise der Stadt Halle (Saale) bzgl. der Namensvergabe fur die der
Offentlichkeit gewidmeten Einrichtungen und Bauwerke*
Vorlage: VI11/2020/01338 Nichtbehandlung wegen Nichtzustandigkeit



4.5.2

5.1.

5.2.

5.3.

5.4.

54.1

5.4.2

5.5.

5.6.

5.7.

5.8.

5.8.1

Anderungsantrag der Fraktion Freie Demokraten zur Verfahrensweise der Stadt Halle
(Saale) bzgl. der Namensvergabe fiir die der Offentlichkeit gewidmeten Einrichtungen und
Bauwerke (VI11/2019/00754)
Vorlage: VI11/2020/01341 Nichtbehandlung wegen Nichtzustandigkeit

Antrage von Fraktionen und Stadtraten

Antrag der Stadtrate Gernot Nette und Johannes Menke zur Ausweisung von
Kurzzeitparkplatzen fur den Wirtschaftsverkehr in der halleschen Innenstadt
Vorlage: VI11/2020/00940

Antrag der CDU-Fraktion zur Prifung von Parkerleichterungen fir Handwerksbetriebe
sowie weitere Gewerbetreibende und Dienste aus der Gesundheitsbranche
Vorlage: VI1/2020/01262

Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-Fraktion) zur Sondierung von City Tree
Standorten
Vorlage: VI1/2020/01070

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Erganzung von Baubeschliissen um
Okologische Ausgleichsbilanzen
Vorlage: VI1/2020/00922

Anderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
zur Ergadnzung von Baubeschlissen um 6kologische Ausgleichsbilanzen — Vorlagen-
Nummer: VI1/2020/00922

Vorlage: VI1/2020/01296

Anderungsantrag der Fraktion MitBiirger & Die PARTEI zum Antrag der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Erganzung von Baubeschliissen um okologische
Ausgleichsbilanzen (VI11/2020/00922)

Vorlage: VI1/2020/01370

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beschlussfassung uber die
Wohnbauflachenkonzeption der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI1/2020/01074

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Installation von Trinkbrunnen im
Rahmen von geplanten Sanierungen an Brunnenanlagen
Vorlage: VI1/2020/01078

Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zum Ausbau der Park&Ride-Kapazitaten
Vorlage: VI11/2020/01052

Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Erstellung eines Mobilitdtskonzeptes fir
den neuen Verwaltungsstandort Scheibe A in Halle-Neustadt
Vorlage: VI11/2020/01053

Anderungsantrag des Oberbiirgermeisters zum Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle
(Saale) zur Erstellung eines Mobilitatskonzeptes fur den neuen Verwaltungsstandort
Scheibe A in Halle-Neustadt

Vorlage: VI1/2020/01174



5.9. Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Bekampfung sozialer Segregation
Vorlage: VI1/2020/01055

6. schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtraten
7. Mitteilungen
8. Beantwortung von miindlichen Anfragen

9. Anregungen

zu 3 Entscheidung tUber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung
der Niederschrift

zu 3.1 Entscheidung tUber Einwendungen gegen die Niederschrift und Bestatigung
der Niederschrift vom 10.03.2020

Herr Schied merkte an, dass er Anfragen zur Wallwitzer Stra3e in Kanena gestellt hatte,
wozu er noch keine Antwort erhalten hat.

AulBerdem sprach er an, dass er in der Winterzeit Anregungen zum Radverkehr zur
Kennzeichnung zwischen den Schienen am Markt und in der Geiststrale und dem
Radverkehr zwischen Schwanenbriicke und Amselgrund gegeben hatte, dazu hat er kein
Feedback, wie die Verwaltung mit seinen Anregungen umgegangen ist.

Herr Feigl machte darauf aufmerksam, dass es unter diesem TOP um die Genehmigung der
Niederschrift geht und dieser Hinweis unter einem anderen TOP platziert werden sollte.

Herr Rebenstorf merkte an, dass er unter dem TOP Mitteilungen dazu etwas sagen wird.

Die Niederschrift vom 10.03.2020 wurde ohne Widerspruch bestétigt.

zu 4 Beschlussvorlagen
zu 4.1l Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 197 Charlottenstrafe/
GottesackerstralRe/ Topferplan - Aufstellungsbeschluss

Vorlage: VII/2020/00833

zu 4.1.1 Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur
Beschlussvorlage  "Vorhabenbezogener = Bebauungsplan Nr. 197
Charlottenstralle/ GottesackerstraRe/ Topferplan — Aufstellungsbeschluss”
(VI11/2020/00833)
Vorlage: VII/2020/01298

zu 4.1.2 Anderungsantrag des Sachkundigen Einwohners Manfred Sommer
(Fraktion MitBurger & Die PARTEI) zur Beschlussvorlage
,vorhabenbezogener = Bebauungsplan Nr. 197 Charlottenstrale/



GottesackerstraRe/ Topferplan — Aufstellungsbeschluss®“ (VI11/2020/00833)
Vorlage: VII/2020/01372

Herr Feigl sagte, dass er die Sitzungsleitung an dieser Stelle an seine Stellvertreterin Frau
Winkler abgeben wird. Frau Winkler tbernahm zu diesem TOP die Sitzungsleitung.

Frau Winkler beantragte fur Herrn Daschler das Rederecht, was diesem einstimmig gewahrt
wurde.

Herr Schied rigte, dass die Unterlagen erst kurz vor Sitzungsbeginn zur Verfigung gestellt
wurden und pladierte fir eine Vertagung.

Herr Rebenstorf wies darauf hin, dass nomalerweise bei einem Aufstellungsbeschluss
lediglich ein Auszug aus einer Stadtkarte mit einer schwarzen Strichellinie, die den
Geltungsbereich des B-Planes umfasst, zur Verfligung gestellt wird, da es hier nur um den
B-Plan geht. Es gab ein sehr umfangreiches Beteiligungsverfahren und es wurde kurzfristig
entschieden, den Ausschussmitgliedern zusatzliches Material zur Verfugung zu stellen.

Herr Rebenstorf fuhrte in die Beschlussvorlage ein.

Er erlauterte das zweistufige Wettbewerbsverfahren, welches hierzu stattgefunden hat und
warb auch noch einmal dafir, dass man sich an den Angeboten, die die Verwaltung hier
unterbreitet, auch beteiligen sollte. Am 04. Juni 2019 gab es die offene Planungswerkstatt,
dazu war auch die Offentlichkeit eingeladen, Ideen konnten eingebracht werden und die finf
Planungsbiiros, die sich am Wettbewerb beteiligt hatten, haben ihre Entwirfe vorgestellt.

Die Jury hatte sich ca. einen Monat spater zur Abschlussveranstaltung getroffen und den
Siegerentwurf ausgewahlt. Die Uberarbeitung des Entwurfs wurde am 05. November 2019
dem Gestaltungsbeirat vorgestellt. Im Technischen Rathaus fand dann eine o6ffentliche
Ausstellung statt, die zwei Wochen lief. Bei der Eréffnungsveranstaltung waren der Investor,
der Architekt und er als Beigeordneter mit seinen Mitarbeitern da und es konnten erste
Fragen gestellt werden.

Der des Aufstellungsbeschlusses fir den B-Plan soll nun auf den Weg gebracht werden. Er
bat Herrn Daschler vom Architekturbiiro seinen Entwurf vorzustellen.

Herr Daschler stellte seinen Entwurf den Mitgliedern des Ausschusses vor.

U. a. sprach er an, dass dieser letzte Liickenschluss fur das Quartier auch die Chance
darstellt, dass das Charlottenquartier einen eigenen Kiez als Treffpunkt fir die Bewohner/-
innen und Arbeitenden im Quartier entwickeln kann. Das Motto der Bearbeitung war
Querstruktur durch Langsstruktur, also diese zwei stadtebaulichen gegensatzlichen
Strukturen im Stadtraum miteinander zu verbinden und eine offene Struktur mit neun
Einzelgebduden zu schaffen war eine Herausforderung. Er erlauterte die Bauten mit ihrer
Linienfihrung an die angrenzenden StralRen ausfihrlich.

Herr Feigl fihrte in den Anderungsantrag seiner Fraktion ein.
Er bat um Einzelabstimmung der Punkte des Anderungsantrages.

Frau Winkler brachte fiir Herrn Sommer den Anderungsantrag ein, da dieser nicht
anwesend sein konnte.

Herr Dreher brachte zwei Anregungen fur das weitere Verfahren ein. Die Verwaltung sollte
prufen, inwieweit die Instrumente des Baugesetzbuches zu Paragraf 9, Nummer 8,
Férderung sozialer Wohnungsbau und zu Paragraf 171 e, Soziale Stadt, hier anwendbar
sind.

Bei dem Kompensationsersatz, der sich im Laufe des Verfahrens entwickelt, sollte mehr auf



gelenkte Sukzession gegangen werden, damit schnell Artenvielfalt generiert werden kann,
was viel kostenginstiger ist als krampfhaft irgendwo Baume anzupflanzen.

Herr Rebenstorf sagte, dass die Anregungen mitgenommen werden.

Frau Dr. Burkhardt fragte zum Fahrradverkehr und damit verbunden zur Schaffung von
Fahrradstellplatzen bzw. —h&usern nach. Kann dies noch in die Planung einbezogen
werden? Aul3erdem fragte sie, wie grol3 die Zisternen zur Regenwassersammlung sind und
ob das Regenwasser eventuell auch fir die Toilettenspilung genutzt werden kann.

Herr Rebenstorf sagte, dass es hier erstmal nur um einen stadtebaulichen Entwurf geht und
noch nicht um die Architektur. Im weiteren Verfahren ist dann festzulegen, welche Flachen
sich dann tatséchlich fir Gewerbe eignen und wie die Nutzung generell aussehen soll. Das
Thema der Nutzung des gespeicherten Regenwassers kann dann mit gepruft werden. Fir
die Fahrrader sind Fahrradbuigel geplant.

Herr Daschler ergéanzte, dass ca. 407 Fahrradstellplatze nachgewiesen werden missen und
ein Anteil davon ist auch als 6ffentliche Stellplatze nachzuweisen. Die meisten Fahrrader
werden sich aber in den entsprechenden Abstellraumen oder Tiefgaragen befinden.

Frau Mark dankte fir die visuelle Prasentation, durch die etliches klarer gemacht wurde.

Auf Seite 15 war sehr gut zu sehen, wie das Viertel entstehen soll. Sie fragte nach einer
Darstellung, was es heil3en wirde, wenn der Topferplan 3 erhalten bliebe, weil eventuell die
Innenhofe dann nicht mehr so umsetzbar sein wirden. Das Konzept fand sie sehr gut.

Herr Rebenstorf betonte, dass bei Priufauftrdagen mitgegangen werden kann; sollten
Festlegungen gemacht werden, misste dies abgelehnt werden. Prifauftrage missen auch
im Zuge des B-Planverfahrens untersucht werden. Gerade die Ausweitung der
Schulkapazitadten muss ein Thema sein, was auch mit der Schulentwicklungsplanung und
dem B-Planverfahren weiter abzustimmen ist. Dies betrifft auch die Treppenanlage, welche
in der Zustandigkeit der Kommune liegt und nicht den Investor direkt betrifft. Auch das wird
Uberprift werden. Warum ein Erhalt des Toépferplans nicht mdglich war, bat er Herrn
Daschler auszufuhren.

Herr Daschler erlauterte, warum der Erhalt des Topferplans 3 im Entwurf keine Rolle mehr
spielt und was ansonsten hatte beriicksichtigt werden miissen. Fazit war u. a., dass auch die
Durchfahrt fur die Feuerwehr und das kleinteilige Prinzip fir die Wohnungen so nicht mehr
umsetzbar gewesen ware und der staddtebauliche Ansatz seines Buros ware damit
ausgeschlossen gewesen.

Herr Rebenstorf ergénzte, dass jetzt grol3raumiger gedacht worden ist, sodass auch eine
fuBBlaufige Verbindung aus dem gesamten Medizinerviertel durch das Charlottenviertel und
durch das Planungsareal — wo der Topferplan 3 jetzt ist — bis an den Leipziger Turm
gegeben sein wird. Es besteht damit die einmalige Chance, dies fiur Ful3géanger und
Radfahrer zu 6ffnen. Er verwies auf die bauliche Gegebenheit des Topferplans 3, womit dies
nicht umsetzbar wéare. Ziel des Planungsbliros ist es, dass eine Querung des Areals moglich
wird.

Herr Streckenbach fragte, ob die Konflikte zwischen den Eigentiimern und der Verwaltung
beigelegt werden konnten, da seine Fraktion dazu angeschrieben worden ist.

AulRerdem wollte er wissen, wo in dem geplanten modernen urbanen Gebiet das Handwerk
geblieben ist. Der Glaser, der jetzt noch da ist, verschwindet dann. Kann hier noch
nachgesteuert werden? Auch in Zukunft sollte bei allen Planungsprojekten Wohnen und
Arbeiten auch das Handwerk integriert werden.



Durch Herrn Rebenstorf wurde angesprochen, dass das urbane Gebiet durchaus auch
hohere Larmwerte zuldsst und es wiinschenswert ware, dass auch das Handwerk im
Hinterhof integriert werden kann. In der konkreten Ausgestaltung besteht der Zielkonflikt
zwischen Larmkontingent auf der einen Seite und andererseits Wohnen drum herum.
Deswegen kann er hierzu keine Zusage machen, das muss man bei der konkreten Planung
dann prifen und es muss sich auch jemand finden, der dann dort Handwerk austben
mdchte. Dem Investor kann das auch nicht vorgeschrieben werden.

Herr Rebenstorf hob hervor, dass dieses dargestellte Quartier auch zur Aufwertung der
gesamten oberen Leipziger StralRe beitrdgt. Es werden ca. 300 Wohnungen dort sein, damit
erhoht sich auch die Einwohnerzahl im Quartier. Es wird eine Belebung des
Charlottenviertels stattfinden.

Herr Loebner ging auf das ,urbane Gebiet* ein, das tagstiber sehr viel zulasst. Handwerk
schlief3t sich damit nicht aus. Vor diesem Hintergrund ist dies auch eine Chance.

Herr Streckenbach fragte, ob es generell bei der Planung von Gebieten eine
Sensibilisierung fiir das Handwerk gibt, sodass dies mit bertcksichtigt wird.

Herr Rebenstorf bejahte das. Letzten Endes muss dies bei dem Abstimmungsprozess, bei
dem es auch um die Grundrisse geht, mit eine Rolle spielen — aber auch der Larmschutz der
dort wohnenden Bevdlkerung muss immer mit berlicksichtigt werden.

Er ging noch auf den angefragten Dissens zwischen Grundstiickseigentimern und
Verwaltung ein. Ansprechpartner fir die Verwaltung ist der im Grundbuch stehende
Eigentumer ,Am Stadtpark GmbH"“ und mit diesem gibt es keinen Dissens.

Herr Feigl ging auf die geplante Durchwegung ein, welche er sich durchaus auch in der
ParkstralBe vorstellen kann. Wenn man die Baukoérper geringfligig verschiebt bzw. mehr
Offnet, ware es auch dort umsetzbar. Eine gewerbliche Durchmischung benétigt natirlich
auch entsprechende Raumlichkeiten. Hier kénnte auch der Topferplan 3 als Gebaude eine
Rolle spielen. Dort gab es in den letzten 30 Jahren eine kulturelle und gewerbliche Nutzung,
deswegen sieht er das Gebaude als durchaus geeignet an, auch um das Gebiet damit zu
bereichern.

Frau Dr. Kreutzfeldt sprach zum vorgesehenen Carsharing an, wieso dies fir die dort
Wohnenden reserviert werden soll. Das widerspricht dem wirtschaftlichen Konzept vom
Carsharing, da dies fiir alle offen sein muss.

Herr Rebenstorf sagte, dass ausprobiert werden soll, ob im Gegenzug auf Stellplatze
verzichtet werden kann. Wenn ein Carsharingplatz gebracht wird, der fest mit der
Baugenehmigung fir das Gebaude verbunden ist, kébnnen bspw. fiinf andere Stellplatze
wegfallen, die sonst gebracht werden missen.

Eine Wohnung = ein Stellplatz wiirde an der Stelle heiRen, dass 300 Stellplatze da sein
missten. Wenn es fur die Bewohner in diesem Gebiet Carsharing gibt, ware dies eine
einmalige Chance ein alternatives Mobilitatskonzept fest mit einer Baugenehmigung fur ein
Wohngebaude zu verbinden. In dem Fall ware dies mdglich, da es dann eine Festsetzung
des B - Plans und dies unabhangig von der doch etwas starren Stellplatzsatzung ware.

Frau Dr. Kreutzfeldt sagte, dass sie die geplante Nutzung so nicht sieht. Hier sollte in
Richtung Stellplatzsatzung nochmal nach einer Losung geschaut werden.
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Herr Loebner sprach an, dass es Stadte wie Bremen gibt, da ist dies in der
Stellplatzsatzung gleich mit festgelegt. Dann sind das lizensierte Betreiber, was sich erst bei
einer gewissen Grof3e lohnt. Hier ist ein Vorhaben, wo davon ausgegangen wird, dass dies
funktioniert. Da gibt es verschiedene Modelle zur Bezahlung.

Er wirde dies denjenigen Uberlassen wollen, die entsprechende wirtschaftliche Angebote
machen. Fir die Stadt ist interessant, ob solche Angebote auch wirtschaftlich nachhaltig
funktionieren. Dies soll hier ausprobiert werden und dann kdme auch der Punkt, inwieweit
die Stellplatzsatzung dann angepasst werden muss. Der Kerngedanke des
Mobilitatsbedurfnisses, welcher sich bei einer gemischten Nutzung ergibt, soll anderweitig
befriedigt werden als mit einer klassischen Zuordnung eines Stellplatzes.

Herr Sehrndt fragte, ob es dort eine Tiefgarage geben wird und wollte wissen, ob die
Beheizung uber Warmepumpen und Photovoltaik schon endgliltig ist oder auch Fernwarme
in der Betrachtung eine Rolle spielt. AuBerdem fragte er, ob Uber die Verwendung von
Brauchwasser in so einem modernen Wohnkomplex nachgedacht wurde.

Herr Rebenstorf antwortete, dass eine Tiefgarage dort sein wird. Bezlglich des
Brauchwassers wird dies dem Architekten mitgegeben, wenn es um die Planung der
einzelnen Gebaude dann geht.

Herr Daschler sagte, dass Fernwéarme nicht mit geplant wird. Das Konzept, was jetzt
geplant ist, gibt vom Gesetzgeber aus vor, dass ein erheblicher Teil der Warme aus
regenerativen Energien zu kommen hat und damit scheiden schon viele andere Losungen
aus.

Zum Brauchwasser sagte er, dass dies bei einigen anderen Gebauden bereits geplant und
umgesetzt wurde und sich zeigte, der Verdunstungsgrad an den D&chern oft so stark ist,
dass gar nicht so viel Regenwasser anféllt, um eine Brauchwassernutzung rentabel zu
machen. Das wird aber mit untersucht und abgeschéatzt werden.

Herr Rebenstorf bedankte sich abschlieRend bei allen, die sich am Prozess beteiligt haben.
Es sind viele Hinweise und Vorschlage gekommen, die sich aus dem Beteiligungsverfahren
des vergangenen Jahres ergeben hatten. Er warb nochmals dafir, dass sich bei den
offentlichen Workshops auch mehr Interessenten beteiligen sollten, um im Vorfeld bereits
viele Fragen beantworten und Vorschlage und Anregungen berticksichtigen zu kénnen.

Er warb dafur, diesen vorgelegten Entwurf so umzusetzen wie er dargestellt ist, auch wenn
der Topferplan 3 hierbei keine Berlicksichtigung findet.

Frau Dr. Winkler rief zur Abstimmung auf.

zu 4.1.2 Anderungsantrag des Sachkundigen Einwohners Manfred Sommer
(Fraktion MitBurger & Die PARTEI) zur Beschlussvorlage
,vorhabenbezogener = Bebauungsplan Nr. 197 Charlottenstrale/
GottesackerstralRe/ Topferplan — Aufstellungsbeschluss® (VI1/2020/00833)
Vorlage: VII/2020/01372

Abstimmungsergebnis skE: mehrheitlich zugestimmt

Abstimmungsergebnis StRa: mehrheitlich zugestimmt
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Beschlussempfehlung:

Beschlusspunkt 3 wird gedndert und erhélt folgende Fassung:
Der Stadtrat billigt die in der zusammenfassenden Sachdarstellung und Begriindung
genannten Planungsziele mit folgender Erganzung: Der Erhalt der folgenden
Bestandsbaume (vgl. Anlage) und deren Integration in die Planung wird im Rahmen
der Aufstellung des Bebauungsplans gepruft:

a) standortprdgende Kastanie (Flur 6, Flurstiick 2384/117)

b) Ahorn (Flur 14/ Flurstiick 4216/1)

c) Ahorn (Flur 14/ Flurstiuck 4025/1)

zu 4.1.1 Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur
Beschlussvorlage  "Vorhabenbezogener = Bebauungsplan Nr. 197
CharlottenstralRe/ GottesackerstraBe/ Topferplan — Aufstellungsbeschluss”
(VI11/2020/00833)
Vorlage: VII/2020/01298

Abstimmungsergebnis skE: Einzelpunktabstimmung

la) mehrheitlich abgelehnt
1b) einstimmig zugestimmt
1c)  mehrheitlich zugestimmt
1d) einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis: Einzelpunktabstimmung

la) mehrheitlich abgelehnt

1b)  mehrheitlich zugestimmt
1c)  mehrheitlich zugestimmt
1d)  mehrheitlich zugestimmt

Beschlussempfehlung:

Beschlusspunkt 3 wird geandert und erhalt folgende Fassung:

1. Der Stadtrat billigt die in der zusammenfassenden Sachdarstellung und Begriindung

genannten Planungsziele mit folgenden Ergadnzungen:

a) Erhalt des Gebaudes Topferplan Nr. 3,

b) Berucksichtigung der Radverkehrsverbindung zwischen  Altstadt
(Marktplatz) und Hauptbahnhof tber die Martinstralle,

c) weitest gehender Erhalt von GrofBbdumen und deren Integration in die
Planungen,

d) Bericksichtigung des absehbaren Bevolkerungszuwachses durch die
Errichtung von neuen Wohnungen im Hinblick auf die Versorgung mit einer
Grundschule.

zu 4.1 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 197 Charlottenstralie/
GottesackerstralRe/ Topferplan - Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VII/2020/00833

Abstimmungsergebnis skE: zugestimmt mit Anderungen
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Abstimmungsergebnis: zugestimmt mit Anderungen

Beschlussempfehlung:

1. Der Stadtrat beschliel3st gemaf 8 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 12 BauGB den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 197 ,Charlottenstra’e/ Gottesackerstralle/
Topferplan® aufzustellen.

2. Der Geltungsbereich umfasst die in der Anlage zu diesem Beschluss dargestellten
Flachen. Der Geltungsbereich umfasst eine Flache von ca. 1,5 ha.

3. Der Stadtrat billigt die in der zusammenfassenden Sachdarstellung und Begriindung
genannten Planungsziele mit folgenden Erganzungen:

b) Berlicksichtigung der Radverkehrsverbindung zwischen Altstadt (Marktplatz)
und Hauptbahnhof Gber die Martinstralie,

c) weitest gehender Erhalt von GroRRbaumen und deren Integration in die
Planungen,

d) Berlcksichtigung des absehbaren Bevélkerungszuwachses durch die
Errichtung von neuen Wohnungen im Hinblick auf die Versorgung mit einer
Grundschule.

4. Das Planverfahren soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgefihrt
werden.

5. Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 197
,Charlottenstralle/ Gottesackerstralle/ Topferplan® wird das Verfahren zum
Bebauungsplan Nr. 42 ,Charlottenstrafle Bundesbank® eingestellt. Die im Rahmen
dieses Verfahrens bereits gefassten Beschliisse werden aufgehoben.

zu 4.2 Bebauungsplan Nr. 32.5 Heide-Suid, 2. Anderung - Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VII/2020/01007

Herr Feigl tbernahm wieder die Leitung der Sitzung.
Herr Loebner fuhrte in die Beschlussvorlage ein.

Frau Krimmling-Schoeffler fragte, was am Helene-Stocker-Platz eigentlich vorgesehen
ware.

Aulerdem wollte sie wissen, in welcher Hohe am Bertha-von-Suttner-Platz die geplanten
Wohnhauser sein werden. Ist bekannt, ob durch das TGZ noch eine
Informationsveranstaltung stattfindet, die durch die Corona-Krise ausgefallen war?

Frau Grimmer informierte, dass im Bereich am Helene-Stocker-Platz bzw. Blucherstralie,
was der Bereich des Weinbergcampus und Technologieparks ist, die (bergeordneten
Planungen in der Richtung Einzelhandel geplant waren. Zur zweiten Frage teilte sie mit, dass
hier Mehrfamilienhduser geplant sind, die sich an der Hohe der gegeniberliegenden
Bebauung bzw. der auf dem Grundstlcke bereits liegenden Geb&ude orientieren.

Herr Feigl fragte, ob das Gebiet, was dem Technologiepark zugeordnet war, eine bestimmte
Forderkulisse hatte. Ist die Anderung der Nutzung jetzt eventuell forderungsschéadlich?
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Frau Grimmer schloss aus, dass dies forderschadlich ist, da bzgl. der
ErschlieBungsforderung fir den  Technologiepark Uberwiegend die Zielsetzung
Technologiepark eingehalten wird und bei evtl. Abweichungen die Bewilligungsbehdrde
vorab angefragt worden ist. Dies ist schon mehrere Jahre dort im Bestand.

Herr Dreher fragte nach der Begriindung, warum dort noch ein Supermarkt vorgesehen
wird, da wenige Meter ful3laufig davon entfernt mehrere gut sortierte Geschéfte sind.

Herr Rebenstorf antwortete, dass es aus der Zukunftswerkstatt heraus das Bedurfnis gab,
die Nahversorgung in dem Gebiet dort zu verbessern. Der Nahversorger, der dort hinkommt,
hat nochmal ein anderes Angebot als der Discounter, der vor Ort ist.

Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

Abstimmungsergebnis skE: einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis StRa: einstimmig zugestimmt

Beschlussempfehlung:

1. Der Stadtrat beschliet den Bebauungsplan Nr. 32.5 - Heide-Sud, 1. Anderung
(Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Halle vom 03.05.2005) zu &ndern (2. Anderung).

2. Der Geltungsbereich der 2. Anderung umfasst die in der Anlage Nr. 2 zu diesem
Beschluss dargestellten Flachen. Der Geltungsbereich der 2. Anderung umfasst eine Flache
von ca. 2.2 ha.

3. Der in der beigefugten zusammenfassenden Sachdarstellung und Begrindung benannte
Anderungsumfang wird vom Stadtrat gebilligt.

4. Die 2. Anderung soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgefihrt

werden.

zu 4.3 Baubeschluss Taubenbrunnen Neustadt
Vorlage: VII/2020/00842

Frau Trettin fuhrte in die Beschlussvorlage ein.

Da es keine Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

Abstimmungsergebnis skE: einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis StRa: einstimmig zugestimmt

Beschlussempfehlung:
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1. Der Stadtrat beschlief3t, bei der Sanierung des Taubenbrunnens in Neustadt auf den
Variantenbeschluss zu verzichten.
2. Der Stadtrat beschlief3t die bauliche Realisierung des Taubenbrunnens in Neustadt.

zu 4.4 Baubeschluss Stadtpark 5. BA
Vorlage: VII/2020/00867

zu 4.41 Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur
Beschlussvorlage "Baubeschluss Stadtpark 5. BA" (VII/2020/00867)
Vorlage: VII/2020/01375

Frau Trettin fuhrte in die Beschlussvorlage ein.
Herr Feigl fuhrte in den Anderungsantrag seiner Fraktion ein.

Herr Bernstiel wies formal darauf hin, dass der Anderungsantrag von einem Vertreter der
Fraktion und nicht von Herrn Feigl als Ausschussvorsitzenden eingebracht werden muss.

Herr Feigl widersprach dieser formalen Darstellung, da hierzu in der Geschéftsordnung
nichts enthalten ist.

Herr Feigl fragte nach der zu &ndernden Rampe, ob hier die alten Porphyrstufen beibehalten
werden und wenn nicht, welches Material dann verwendet wird und ob die alten
Porphyrstufen dann aufgehoben werden.

Frau Trettin antwortete, dass fir die Treppenanlage die alten Porphyrstufen wieder
verwendet werden. Diese missen aufgenommen und neu zugeschnitten werden, aber das
Material findet Wiederverwendung.

Herr Rebenstorf ging auf den Anderungsantrag ein und fragte Frau Trettin, ob eine
Finanzierung der Baume innerhalb des Projektes gesehen wird, da ansonsten der
Antragsteller um einen Finanzierungsvorschlag gebeten wird.

Frau Trettin sagte, dass sie fur die Finanzierung der Baume innerhalb des vorgegebenen
Rahmens eine Chance sieht. Ein Problem sieht sie eher im Standort, da der Stadtpark sehr
dicht mit Bd&umen besetzt ist und wenn nicht zusétzlich auf den Wiesen Platz gefunden wird,
muss ein externer Standort fur die zwei Baume gefunden werden.

Herr Feigl sagte, wenn kein naher Platz gefunden wird, sollte auf jeden Fall externer Platz
gefunden werden, wobei seine Fraktion unterstitzend wirken wirde.

Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

zu 4.41 Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur
Beschlussvorlage "Baubeschluss Stadtpark 5. BA" (VII/2020/00867)
Vorlage: VII/2020/01375

Abstimmungsergebnis skE: einstimmig zugestimmt
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Abstimmungsergebnis StRa: mehrheitlich zugestimmt

Beschlussempfehlung:

Der Beschlusspunkt 2 wird geandert und erhalt folgende Fassung:

2. Der Stadtrat beschlie3t die bauliche Realisierung des 5. BA im Stadtpark. Die zwei zu
fallenden Baume sind durch insgesamt vier Hochstdmme an geeigneten Orten zu
ersetzen.

zu 4.4 Baubeschluss Stadtpark 5. BA
Vorlage: VI1/2020/00867

Abstimmungsergebnis skE: zugestimmt mit Anderung

Abstimmungsergebnis: zugestimmt mit Anderung

Beschlussempfehlung:

2. Der Stadtrat beschlie3t, bei der Umsetzung des 5. BA im Stadtpark auf den
Variantenbeschluss zu verzichten.

2. Der Stadtrat beschlie3t die bauliche Realisierung des 5. BA im Stadtpark. Die zwei zu
fallenden Baume sind durch insgesamt vier Hochstdmme an geeigneten Orten zu
ersetzen.

Zu 5 Antrage von Fraktionen und Stadtraten

zu5.1 Antrag der Stadtrate Gernot Nette und Johannes Menke zur Ausweisung
von Kurzzeitparkplatzen fur den Wirtschaftsverkehr in der halleschen
Innenstadt

Vorlage: VI1/2020/00940

zu 5.2 Antrag der CDU-Fraktion zur Priufung von Parkerleichterungen fir
Handwerksbetriebe sowie weitere Gewerbetreibende und Dienste aus der
Gesundheitsbranche
Vorlage: VI1/2020/01262

Herr Feigl sprach an, dass er im darauffolgenden Antrag der CDU mit diesem Antrag einen
gewissen Zusammenhang sieht und schlug deswegen vor, beide Antrage zusammen zu
diskutieren, wogegen es keinen Widerspruch gab.

Herr Nette fuhrte in den Antrag von Herrn Menke und ihm ein. Der Begrindung der
Stadtverwaltung zur Ablehnung des Antrages konnte er nicht folgen, da sich der gegebene
Hinweis zum bereits erfolgten Stadtratsbeschluss auf eine autofreie Innenstadt nur auf die
Altstadt beschrankt und nicht auf die nérdliche und stdliche Innenstadt. Der ruhende Verkehr

-16 -



stellt fir den Lieferverkehr auch ein Problem dar.

Herr Streckenbach brachte den unter TOP 5.2 stehenden Antrag seiner Fraktion ein. Er
betonte, dass es sich hier um einen Prifauftrag handelt.

Herr Rebenstorf sagte, dass zu Punkt 5.2 Herr Teschner ausfuhren wird und zu TOP 5.1
wird er antworten.

Herr Teschner sprach an, dass 2012 dies bereits geprtft worden ist und entschieden wurde,
bei dem jetzigen System zu bleiben. Er wies darauf hin, dass dieser Prifauftrag unter den
Ubertragenen Wirkungskreis, StVO, fallt und deshalb nicht zwingend ein Beschluss gefasst
werden kann, wie die Stadtverwaltung dies organisiert.

Die Verwaltung halt an dem Ergebnis von 2012 fest. Es gibt Aushahmegenehmigungen, fir
die die Bedarfe des entsprechenden Betriebs berlicksichtigt worden sind. Jeder Betrieb kann
einen Antrag stellen und es kdnnen Auflagen erteilt werden. In der praktischen Umsetzung
funktioniert dies sehr gut. lhm sind auch keine Beschwerden von Handwerksbetrieben
bekannt.

Herr Streckenbach sagte, dass ein Bedarf im Handwerksbereich und bei den
Pflegediensten gegeben ist und deswegen wurde der Prifauftrag formuliert. Die ,rote Karte®
ist nicht mafl3geschneidert, da diese nicht zum Parken im eingeschréankten Halteverbot
berechtigt. Er sah auch keinen grof3eren Verwaltungsaufwand, dies wird einmal entwickelt
und dann lauft das. Die jetzige Regelung hielt er fur unflexibel.

Herr Teschner erwiderte, dass das Parken im eingeschrankten Halteverbot von der ,roten
Karte mit berucksichtigt wird. In vielen Fallen ist das mit enthalten, aber nicht generell. Das
Verfahren wurde 6fters gepriift und bei dem Ergebnis bleibt die Verwaltung.

Herr Dr. Lochmann fragte zum Antrag unter TOP 5.1, ob es hier um die Ausweisung
bestehender Flachen oder die Schaffung zusatzlicher Flachen geht. Fir zusatzliche Flachen
ware er nicht, da dies dem Anliegen einer autofreien Innenstadt widersprechen wirde. Wenn
bestehende Flachen anders ausgewiesen wirden, ware der Effekt kaum vorhanden.

Herr Nette sagte, dass dies so gemeint war.

Herr Rebenstorf bat darum, dass der Antrag unter TOP 5.1 abgelehnt wird, da die Stadt
bereits an dem Konzept der weitestgehend autofreien Altstadt arbeitet. Mit dem Konzept
kann dann in die Diskussion gegangen werden; neue Beschlusslagen kénnen unndtig die
Planung behindern.

Herr Nette sagte, dass er in dem Fall die Altstadt aus dem Antrag streichen wirde, sodass
es nur noch um die nérdliche und sudliche Innenstadt geht, was in den Beschluss von 2019
nicht eingreifen wirde.

Herr Feigl fragte, ob es technisch umsetzbar ist, dass einzelne bestehende Parkflachen fir
bestimmte Nutzungen zu reservieren sind.

Herr Teschner erwiderte, dass die Straf3enverkehrsordnung nur begrenzte Moglichkeiten
hergibt. Firmen kdnnen da nicht bevorzugt werden.

Herr Feigl fragte, ob ein bewirtschafteter Parkplatz herausgel6st und fur den Lieferverkehr
reserviert werden kann.

Herr Teschner antwortete, dass dies ginge, wenn bestimmte Parkplatze neu beschildert und

fur den Lieferverkehr mit eingeschranktem Halteverbot versehen werden. Das ware aber
dann kein bewirtschafteter Parkplatz mehr.
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Herr Streckenbach sagte, dass es in dem Antrag seiner Fraktion um alle
Innenstadtbereiche, auch bspw. das Paulusviertel, geht; also alle Bereiche, wo stark
verdichteter Parkraum besteht. Er begrenzt dies nicht nur auf ein Gebiet.

Herr Rebenstorf merkte an, dass zu dem TOP 5.2 durch Herrn Teschner bereits ausgefuhrt
worden ist, dass hier nicht in den Ubertragenen Wirkungskreis des Oberblrgermeisters
eingegriffen werden kann.

Zu TOP 5.1 sagte er, dass nur Parkplatze fur jedermann, aber nicht flr eine gezielte Gruppe,
geschaffen werden kénnen, auBer fir Behinderte. Wenn, kénnen nur Kurzzeitparkplatze
geschaffen werden, aber nicht gezielt fir eine Nutzergruppe separat, das geht nicht.

Herr Streckenbach ging auf den Hinweis zum ubertragenen Wirkungskreis ein und fragte,
ob der Oberbirgermeister hier nicht das Handwerk und den Pflegesektor unterstitzen
mochte. In anderen Stadten, wie Leipzig und Chemnitz, klappt so etwas auch.

Herr Schied sagte, dass es bereits Kurzzeitparkplatze im Parkraumkonzept fir das
Paulusviertel gibt, da ist dies bereits vorgesehen, da wurde der Bedarf ermittelt. Er versteht
nicht, wieso jetzt noch andere Parkplatze benétigt werden, die in der StVO so nicht
vorgesehen sind.

Herr Sehrndt &ulRerte, dass er beide Antrage so sieht, dass hier Mittel flir weitere Blirokratie
geschaffen werden sollen. Der Handwerker will eine Arbeit durchfiihren und das muss er
sich organisieren. Wenn er Probleme hat, muss er sich eine Sondergenehmigung bei der
Stadt holen. Er empfahl die Ablehnung beider Antrage.

Herr Feigl sagte zu dem Antrag der CDU, dass er durchaus Sympathie hierfir hegt, aber im
Punkt 2 dies nicht den aufgefiihrten Vergleichsstadten entspricht, da kommt das nicht vor.
Sodass er den Punkt 2 ablehnen wiirde, es sei denn, dies wird herausgeldst.

Herr Streckenbach sagte, dass dies ja weiterentwickelt werden kann und die Stadt nicht da
stehen bleiben muss, da dies bereits in anderen Stadten lauft. Er beantragte aber eine
Einzelpunktabstimmung, sodass dies dem Anliegen von Herrn Feigl zumindest entgegen
kommt.

Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

zu5.1 Antrag der Stadtrate Gernot Nette und Johannes Menke zur Ausweisung
von Kurzzeitparkplatzen fir den Wirtschaftsverkehr in der halleschen
Innenstadt

Vorlage: VI1/2020/00940

Abstimmungsergebnis skE: mehrheitlich abgelehnt

Abstimmungsergebnis StRa: mehrheitlich abgelehnt

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlief3t:

1.) Die Stadtverwaltung wird beauftragt in ausreichender Zahl, dem Bedarf
entsprechende Kurzzeitparkplatze (Hochstparkdauer eine Stunde) fir den
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Wirtschaftsverkehr in der—halleschen—Altstadt, der nordlichen Innenstadt und der
sudlichen Innenstadt zu schaffen.

2) Mit den Verbanden der Pflegedienstleister, der Handwerkskammer und des
Transportgewerbes, hat sie den Bedarf fir eine ausreichende Anzahl und
hinreichende Dichte dieses speziellen Parkraumangebots zu ermitteln.

3.) Der Beschluss ist bis zum 31.12.2021 umzusetzen.

zu 5.2 Antrag der CDU-Fraktion zur Prifung von Parkerleichterungen fir
Handwerksbetriebe sowie weitere Gewerbetreibende und Dienste aus der
Gesundheitsbranche
Vorlage: VII/2020/01262

Abstimmungsergebnis skE: Einzelpunktabstimmung

mehrheitlich zugestimmt
mehrheitlich abgelehnt
mehrheitlich abgelehnt
mehrheitlich abgelehnt
mehrheitlich zugestimmt

S S

Abstimmungsergebnis StRa: Einzelpunktabstimmung

mehrheitlich zugestimmt
mehrheitlich abgelehnt
mit Patt abgelehnt
mehrheitlich zugestimmt
mehrheitlich zugestimmt

alrwnPRE

Beschlussempfehlung:

Bei der Beantragung von Ausnahmegenehmigungen nach § 46 StVO prift die Stadt Halle
uber die bestehenden Mdglichkeiten hinaus die Einfiihrung von Parkerleichterungen fur
Handwerksbetriebe im Stadtgebiet.

Dabei ist insbesondere zu prifen:

1. Einfuhrung von félschungssicheren Parkerlaubnis-Couponheften und digitalen
Alternativen;

2. Erlaubnis zum Parken im eingeschrdnkten Haltverbot, auf Parkplatzen (sowohl
gebuhrenpflichtig als auch mit Parkscheibe) und auf Anwohnerparkplatzen
(tagsuber);

3. Weiterentwicklung vergleichbarer Regelungen der Stadte Leipzig und Chemnitz
(Anlage);

4. Auswirkung der MalRnahme zum Biurokratieabbau und Starkung der regionalen

Wirtschaft, insbesondere auch hinsichtlich der Auswirkungen der Malinahmen zur
Einddmmung der Corona-Pandemie auf Unternehmen;
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5. Ausweitung auf weitere Gewerbetreibende und Dienste aus der Gesundheitsbranche.

zu 5.3 Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-Fraktion) zur Sondierung
von City Tree Standorten
Vorlage: VII/2020/01070

Herr Bernstiel flhrte in seinen Antrag ein.

Frau Krimmling-Schoeffler sagte, dass die Kosten ca. 25 TEUR ohne Wassertank und
Solar pro Stiuck betragen wirden. Deswegen ware sie daflr, dass — bevor die
Stadtverwaltung mit einem Prifauftrag versehen wird — erst klar sein sollte, wer das
finanziert. Deswegen wirde ihre Fraktion dem Antrag nicht zustimmen.

Herr Dr. Lochmann sagte, dass die Mal3nhahmen, die bereits in der Stadt vorgesehen sind,
mehr geférdert werden sollten, da damit mehr Effekte erzielt werden, als mit dem City Tree.

Herr Bernstiel erwiderte, dass erst ein Standort gefunden werden sollte, bevor man einen
Sponsor auf die Finanzierung ansprechen kann. Es geht um eine zusatzliche MalRBhahme
und nicht darum, andere MaRnahmen zu ersetzen. Er sieht keinen Hinderungsgrund, es sei
denn, man lehnt diese Technologie grundsatzlich ab oder man mdchte die Luftqualitat nicht
verbessern.

Frau Krimmling-Schoeffler wies darauf hin, dass der Antrag nicht aussagt, dass fir die
Stadtverwaltung keine Kosten geplant sind. Diese City Trees sind auch immer mit einem
Wartungsvertrag verbunden, wer soll das bezahlen?

Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung des Antrages auf.

Abstimmungsergebnis skE: mehrheitlich abgelehnt

Abstimmungsergebnis StRa: mehrheitlich abgelehnt

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverwaltung wird beauftragt zu prifen, an welchen Standorten die Aufstellung
von sogenannten City Trees im Stadtgebiet moglich und sinnvoll ist. Sollte es solche
Standorte geben, so sind im Prifergebnis mindestens drei potentielle Standorte zu
benennen.

Das Ergebnis der Prifung ist dem Stadtrat bis Oktober 2020 vorzulegen.

zu 5.4 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Erganzung von
Baubeschliissen um Okologische Ausgleichsbilanzen
Vorlage: VI1/2020/00922

zu5.4.1 Anderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag der Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN zur Erganzung von Baubeschliissen um o©kologische
Ausgleichsbilanzen - Vorlagen-Nummer: VI11/2020/00922
Vorlage: VII/2020/01296
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zu 5.4.2 Anderungsantrag der Fraktion MitBiirger & Die PARTEI zum Antrag der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Erganzung von Baubeschliissen um
okologische Ausgleichsbilanzen (VI1/2020/00922)
Vorlage: VI1/2020/01370

Frau Dr. Kreutzfeldt sprach an, dass ihre Fraktion mochte, dass die nachgeordneten
Beschlusse durch Informationen ergénzt werden, die ihrer Fraktion die Entscheidung
erleichtern, bspw. wie viele Baume dort gefallt werden, wie viel Hecken sind dort weniger,
welche Flachen werden versiegelt etc. Die entsprechenden Bewertungen, wie
Familienfreundlichkeit etc., sollen durch 6kologische Bilanzen ergénzt werden.

Herr Dreher brachte den Anderungsantrag der SPD-Fraktion ein und warb fiur die
Zustimmung des Antrages. Die Grundlagen, die zu der dkologischen Bilanz fiihren, also die
Bewertung der Naturhaushaltsfunktion, sollten zusatzlich dazu gelegt werden. Jeder
Baubeschluss muss sich auch mit dem Artenschutz auseinandersetzen, das betrifft auch die
Innenbereiche. Die vorhandenen Unterlagen zu Artenschutz und Eingriffsregelung und ggf.
was noch berihrt werden kdnnte, sollten beigelegt werden.

Frau Winkler brachte den Anderungsantrag ihrer Fraktion ein. Wenn es einen
Variantenbeschluss gibt, sollte die Ausgleichshilanz bereits jetzt und nicht erst nachgeordnet
vorgelegt werden.

Herr Keck bat die Verwaltung darum, dass bezogen auf den Anderungsantrag der SPD,
nochmal verdeutlicht wird, ob die angefragten Unterlagen parallel eingesehen werden
kénnen. Er sieht schon das Interesse, bei bestimmten Sachen auch in die Tiefe zu gehen,
um das nachvollziehen zu kénnen.

Herr Feigl sagte, dass die Vorlagen oft schon sehr umfangreich sind, deshalb fand er es fur
vertretbar, wenn bestimmte Unterlagen nur digital versendet werden.

Herr Rebenstorf sagte, dass tiber die Anderungsantrage in der Verwaltung natirlich vorab
diskutiert worden ist. Die Bewertungen, die durch BaumafRnahmen und Eingriffe in Natur und
Landschaft vorgenommen werden, sind Festsetzungen der AusgleichsmalRnahmen und
damit handelt es sich um den Ubertragenen Wirkungskreis der Naturschutzbehérde und
somit gehort dies zum Verwaltungshandeln. Deswegen wird der Antrag mit den beiden
Anderungsantragen zur Ablehnung vorgeschlagen.

Wenn vor den Baubeschliissen Bewertungen bereits vorliegen, kénnen diese vor dem
Stadtrat zur Verfligung gestellt werden.

Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

zu5.4.1 Anderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag der Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN zur Erganzung von Baubeschliissen um o¢kologische
Ausgleichsbilanzen - Vorlagen-Nummer: VI11/2020/00922
Vorlage: VII/2020/01296

Abstimmungsergebnis skE: mehrheitlich zugestimmt

Abstimmungsergebnis StRa: mehrheitlich zugestimmt
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Beschlussempfehlung:

Der Beschlussvorschlag wird geédndert und erhélt folgende Fassung:

1. Die Vorlagen zu allen eingriffsrelevanten Vorhaben (z.B. Baubeschlisse, B-
Plane, F-Plananderungen) Baubesehlissen-ir-den-Bereichen-Hoeh-—FHef-—-Garten—
Landschafts—und—Sportplatzbad, die dem Stadtrat und den Ausschissen zur
Beratung und Beschlussfassung vorgelegt werden, enthalten zukinftig die zum
Vorhaben gehorige Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sowie alle fir die
Genehmigung relevanten, vorliegenden umweltfachlichen Unterlagen (z.B.
landschaftspflegerische Begleitplane, artenschutzrechtliche Fachbeitrage,
Umweltbericht/UVP-Bericht, Unterlagen zur UVP-Vorprifung in Text und
Planen), um die fachgerechte Anwendung der Eingriffsregelung und des
Artenschutzes nachvollziehbar und transparent zu gestalten.

2. Die Bilanz wird in der Regel nach dem ,,Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt —
Richtlinie Uber die Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land
Sachsen —Anhalt“ erstellt. Abweichungen davon sind zu begriinden.

zu5.42 Anderungsantrag der Fraktion MitBlirger & Die PARTEIl zum Antrag der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Erganzung von Baubeschliissen um
Okologische Ausgleichsbilanzen (VI11/2020/00922)
Vorlage: VII/2020/01370

Abstimmungsergebnis skE: mehrheitlich zugestimmt

Abstimmungsergebnis StRa: mehrheitlich zugestimmt

Beschlussempfehlung:

Der Beschlusstext wird geandert und erhalt folgende Fassung:

Die Vorlagen zu Baubeschlissen Variantenbeschliissen in den Bereichen Hoch-, Tief-,
Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau, die dem Stadtrat zur Beratung und
Beschlussfassung vorgelegt werden, enthalten zukiinftig die zum Vorhaben gehorige
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. Sollte auf den Variantenbeschluss per
Stadtratsbeschluss verzichtet werden, sind die 0. g. Unterlagen der Vorlage zum
Baubeschluss beizufligen.

zu 5.4 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Ergéanzung von

Baubeschliissen um Okologische Ausgleichsbilanzen
Vorlage: VII/2020/00922

Abstimmungsergebnis skE: zugestimmt mit Anderung

Abstimmungsergebnis StRa: zugestimmt mit Anderung

Beschlussempfehlung:
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1. Die Vorlagen zu allen eingriffsrelevanten Vorhaben (z.B. Baubeschllisse, B-
Plane, F-Plandnderungen) Baubeschlissenin-den BereichenHoch-—TFef-—Garten~;
Landschafts-—und—Sporplatzbad, die dem Stadtrat und den Ausschissen zur
Beratung und Beschlussfassung vorgelegt werden, enthalten zukinftig die zum
Vorhaben gehoérige Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sowie alle fir die
Genehmiqung relevanten, vorliegenden umweltfachlichen Unterlagen (z.B.
landschaftspflegerische Begleitplane, artenschutzrechtliche Fachbeitrége,
Umweltbericht/UVP-Bericht, Unterlagen zur UVP-Vorprifung in_ Text und
Planen), um die fachgerechte Anwendung der Eingriffsregelung und des
Artenschutzes nachvollziehbar und transparent zu gestalten.

2. Die Bilanz wird in der Regel nach dem ,,Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt —
Richtlinie uUber die Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land
Sachsen —Anhalt“ erstellt. Abweichungen davon sind zu begrinden.

zu 5.5 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beschlussfassung tiber
die Wohnbauflachenkonzeption der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VII/2020/01074

Frau Dr. Kreutzfeldt fuhrte in den Antrag ihrer Fraktion ein.
Herr Feigl wies darauf hin, dass die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag zuzustimmen.

Herr Rebenstorf sagte, dass dies im Laufe des Jahres vorgelegt wird, momentan fehlt noch
ein Fachbeitrag, der noch Berlicksichtigung finden soll.

Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

Abstimmungsergebnis skE: einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis StRa: einstimmig zugestimmt

Beschlussempfehlung:

Die Stadtverwaltung legt dem Stadtrat die Wohnbauflachenkonzeption zur Beratung und
Beschlussfassung vor.

zu 5.6 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Installation von
Trinkbrunnen im Rahmen von geplanten Sanierungen an Brunnenanlagen
Vorlage: VII/2020/01078

Frau Dr. Kreutzfeldt fuhrte in den Antrag ihrer Fraktion ein.

Frau Dr. Winscher sagte, dass es keine Aussagen zu den Finanzierungskosten gibt.
Hinsichtlich hygienischer Anforderungen sprach sie an, dass einige Menschen mit dem Mund
an dem Trinkwasserbrunnen auf dem Markt zu sehen sind, was nicht Sinn der Sache sein
kann.

Herr Rebenstorf machte klar, dass die Ablehnung der Verwaltung darin besteht, dass
Unterhaltungskosten im vierstelligen Bereich anstehen wirden. Deswegen kann dies nur zu
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den Haushaltsberatungen mit einem entsprechenden Deckungsvorschlag vorgelegt werden.
Bei einem Brunnen kénnen da bis zu 3000 Euro anfallen. Die Installation stellt weniger ein
Problem dar.

Frau Mark fragte, ob es Erfahrungswerte zu den bereits bestehenden Trinkbrunnenanlagen
gibt. Am Pinguinbrunnen sind sicher weniger wassersuchende Birger/innen vor Ort, da dies
als beliebter Trinkertreff bekannt ist. Ist der Bedarf Uberhaupt da, ist dies messbar?

Herr Rebenstorf sagte, dass der Bedarf, gerade an zentralen Orten wie dem Markt,
gegeben ist. Er kann aber nicht sagen, wie gut Standorte angenommen werden kdnnten, die
aullerhalb des Marktplatzes liegen wirden.

Frau Dr. Kreutzfeldt sagte, dass die 3000 TEUR fur einen Trinkbrunnen im Vergleich von
sonstigen Kosten fir die ganze Stadt nichts sind. Die MalRBnhahme waére fiir die Bevolkerung
gedacht, dieser Betrag sollte doch im Haushalt zu finden sein. Auf der Pei3nitz wird es sehr
gut angenommen.

Herr Dr. Ernst sagte aus eigener Erfahrung im Blick auf die Wasserspielplatze, dass ein
Angebot von Wasser ber solche Trinkbrunnen als sinnvoll angesehen wird. Er fragte, ob die
Mdoglichkeit besteht, bei der Installation von Brunnen oder Sanierungsmafinahmen den
Anschluss fur Trinkwasserbrunnen nachristen zu kénnen, wenn die Finanzierung dafir
stehen wuirde.

Herr Rebenstorf nahm diese Anregung auf und wird prifen lassen, welche
Voraussetzungen da gegeben sind.

Frau Krimmling-Schoeffler sagte, dass es sich bei dem Antrag bereits um eine
Beauftragung und keinen Prifauftrag handelt und solange die Finanzierung unklar ist, stimmt
sie dem Vorschlag der Verwaltung zu, dies in die Haushaltsdiskussion zu verschieben.
Deswegen empfahl sie eine Vertagung in die Haushaltsberatung oder den Antrag als
Prifauftrag umzuformulieren.

Herr Feigl sagte, dass in der Vergangenheit sich der Stadtrat oft auch bei Antrédgen
positioniert hat, ohne dass eine Finanzierung stand. Er sah deswegen formal keinen
Hinderungsgrund fiir eine Abstimmung des Antrages und warb fiir einen Beschluss.

Frau Dr. Kreutzfeldt sagte, dass die Trinkbrunnen noch nicht stehen, sodass dies fir den
nachsten Haushalt eingebracht werden kann, was an Unterhaltungskosten benétigt wird.

Herr Rebenstorf wies darauf hin, dass es sich nicht um die Wasserkosten handelt, die
separat zu sehen sind, sondern um die Unterhaltungskosten. Die Wasserpumpen, die die
Trinkwasserqualitat halten mussen etc. sind hier mit zu sehen. Sollte es einen Beschluss
geben, ist die Deckung nicht gegeben und die Verwaltung wird das nicht umsetzen, solange
nicht die Finanzierungsmaoglichkeiten klar sind.

Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt

Beschlussvorschlag:
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Die Stadtverwaltung wird beauftragt, im Rahmen der Erstellung der Planungen fur
vorgesehene Sanierungen an den Brunnenanlagen Joliot-Curie-Platz, Melanchthonplatz,
Silberhbhe — Wasserspiel ,Frichte des Meeres®, Frauenbrunnen, Pinguinbrunnen und
August-Bebel-Platz Losungen fur die Errichtung von Trinkbrunnen zu realisieren.

5.7. Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zum Ausbau der Park&Ride-
Kapazitaten
Vorlage: VI1/2020/01052

Herr Eigendorf fuhrte in den Antrag seiner Fraktion ein.

Frau Dr. Winscher bat um Klarung, ob dies unter den tbertragenen Wirkungskreis fallt und
damit ware der Antrag nicht zulassig und nicht zu behandeln.

Herr Rebenstorf bestétigte, dass es sich hier um den tbertragenen Wirkungskreis handelt.
Herr Eigendorf sagte, dass es véllig legitim ist, wenn Probleme in der Stadt erkannt werden
und die Verwaltung selbst noch nicht zu einer Losung gekommen ist. Er sieht es als Signal

an die Verwaltung und warb fiir eine Zustimmung des Antrages.

Frau Dr. Winscher stellte den Geschaftsordnungsantrag auf Nichtbehandlung wegen
Nichtzustandigkeit.

Abstimmung zum GOA von Frau Dr. Wunscher: mehrheitlich zugestimmt
Damit wurde der Antrag nicht behandelt.

Abstimmungsergebnis: Nichtbehandlung wegen
Nichtzustandigkeit

Beschlussvorschlag:

1. Die Stadtverwaltung wird damit beauftragt zu prifen, inwiefern die vorhandenen Park&Ride-
Madglichkeiten ausreichend sind. Falls nicht sollen ein Plan zur Erweiterung vorhandener
Kapazitaten (gegebenenfalls auch das Ausweisen neuer Standorte) sowie eine Zeitschiene fir
die Umsetzung konzipiert werden.

2. Die Stadtverwaltung wird zudem beauftragt zu prifen, inwiefern ein Teil des geplanten
Parkhauses am Riebeckplatz (Nordostquadrant) als weiterer Park&Ride-Standort im neuen
Mobilitatskonzept genutzt werden kann. In die Prufung soll einbezogen werden, welche
Moglichkeiten es gibt, das Ticket fiir die Nutzung des Parkhauses gleichzeitig auch als OPNV-
Ticket fur die Tarifzone 210 nutzbar zu machen.

3. Die Priufergebnisse sollen dem Stadtrat zur Information im Oktober 2020 vorgelegt.

4.

zu 5.8 Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Erstellung eines
Mobilitatskonzeptes fir den neuen Verwaltungsstandort Scheibe A in Halle-
Neustadt
Vorlage: VII/2020/01053

zu 5.8.1 Anderungsantrag des Oberbirgermeisters zum Antrag der SPD-Fraktion
Stadt Halle (Saale) zur Erstellung eines Mobilitatskonzeptes flr den neuen
Verwaltungsstandort Scheibe A in Halle-Neustadt
Vorlage: VII/2020/01174
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Herr Eigendorf fihrte in den Antrag seiner Fraktion ein. Der Anderungsantrag des
Oberblrgermeisters wurde von der SPD-Fraktion ibernommen.

Frau Mark fragte, wie Anreize aussehen sollen, da es bereits sehr gute verkehrstechnische
Anbindungen gibt. Sie fragte nach dem Mehrwert eines Mobilitatskonzeptes, da ja bereits
alles vorhanden ist. Jeder kann selbst wéhlen, was er fur sich bevorzugt.

Herr Rebenstorf erwiderte, dass es aktuell fir das gesamte Centrum von Halle Neustadt
gelten soll und nicht nur flir die Scheibe A. Wenn noch eine Nutzung in die anderen
Scheiben von Neustadt reinkommt, ist der Bedarf fir eine Verkehrskonzeption durchaus
gegeben.

Durch Frau Krimmling-Schoeffler wurde das ebenso gesehen wie von Frau Mark. Soweit
ihr bekannt ist, wird ein Mobilitatskonzept fur die ganze Stadt erstellt, warum dann far
Neustadt noch gesondert eins?

Herr Rebenstorf sagte, dass dies fiur alle Bauvorhaben dort gelten soll, unabhangig davon,
was fir die gesamte Stadt gemacht wird.

Herr Streckenbach sagte, dass sich ihm nicht erschliel3t, warum jetzt punktuell noch ein
gesondertes Mobilitdtskonzept erstellt werden soll, wenn es ein Mobilitdtskonzept fur die
gesamte Stadt geben soll. Er halt dies fir Uberflussig.

Herr Feigl drickte seine Enttauschung dartber aus, dass die SPD-Fraktion den
Anderungsantrag des Oberbiirgermeisters Ubernommen hat. Einer zielgerichteten
Mobilitdtsbetrachtung auf das Centrum unter der Voraussetzung, dass dort ein
Verwaltungsstandort entsteht, konnte er folgen. Da keine weiteren Wortmeldungen waren,
rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

zu 5.8.1 Anderungsantrag des Oberbirgermeisters zum Antrag der SPD-Fraktion
Stadt Halle (Saale) zur Erstellung eines Mobilitatskonzeptes flr den neuen
Verwaltungsstandort Scheibe A in Halle-Neustadt
Vorlage: VI1/2020/01174

Abstimmungsergebnis: keine Abstimmung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, fir den-heuven—Verwaltungsstandert das Zentrum in
Halle-Neustadt ;Seheibe—A" ein umfassendes Mobilitatskonzept zu erstellen. Ziel des

Konzeptes soll sein, die Nutzung des Motorisierten Individualverkehrs auf dem Weg zur und
von der Arbeit und im Dienst sowie die Neuerrichtung von PKW-Stellplatzen auf ein
Mindestmal® zu reduzieren und vielmehr Anreize dafir zu setzen, fur Arbeits- und
Dienstwege den Offentlichen Personennahverkehr und/oder das Fahrrad zu nutzen.
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zu 5.8 Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Erstellung eines
Mobilitatskonzeptes fur den neuen Verwaltungsstandort Scheibe A in Halle-
Neustadt
Vorlage: VI1/2020/01053

Abstimmungsergebnis skE: mehrheitlich zugestimmt

Abstimmungsergebnis StRa: mehrheitlich abgelehnt

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, fir den—heuwen—Verwaltungsstandort das Zentrum in
Halle-Neustadt ;Scheibe—A“ ein umfassendes Mobilitdtskonzept zu erstellen. Ziel des

Konzeptes soll sein, die Nutzung des Motorisierten Individualverkehrs auf dem Weg zur und
von der Arbeit und im Dienst sowie die Neuerrichtung von PKW-Stellplatzen auf ein
Mindestmal? zu reduzieren und vielmehr Anreize dafir zu setzen, fir Arbeits- und
Dienstwege den Offentlichen Personennahverkehr und/oder das Fahrrad zu nutzen.

zu 5.9 Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Bekampfung sozialer
Segregation
Vorlage: VII/2020/01055

Herr Eigendorf fuhrte in den Antrag seiner Fraktion ein.

Frau Dr. Wiinscher sagte, dass von der Stadt immer Konzepte fir die gesamte Stadt und
die unterschiedlichen Bereiche verlangt werden und dann wird das durch Einzelantrage
aufgeweicht. Die stadtischen Wohnungsgesellschaften bieten auch zu moderaten Preisen
Wohnungen an, sodass der Befurchtung entgegengewirkt wird. Wenn die SPD-Fraktion so
etwas beantragt, sollten auch Vorschlage, was sich dazu vorgestellt wird, unterbreitet
werden. Es gibt bereits ein wohnungspolitisches Konzept, was soll noch erfolgen?

Herr Keck sprach an, dass er den Antrag nicht ganz so kritisch sieht. Nur bei einem Wort im
Antrag kann er nicht mitgehen und regte hier eine Anderung an. Und zwar beim Wort
Lergreifen”; sicher gibt es nicht nur eine MalRnahme und verschiedene Wege, die
Uiberlegenswert sind, gegangen zu werden.

Frau Mark schloss sich dem Gesagten an. Erst wenn Punkt 1 abgearbeitet wurde, kann
Punkt 2 beschlossen werden. Es muss erst geschaut werden, welche Probleme es wo gibt
und erst dann kann Uberlegt werden, wie dies behoben werden kann und Konzepte
entwickelt werden kénnen. Deswegen beantragte sie eine Einzelpunktabstimmung.

Herr Eigendorf sagte, dass er diesen konstruktiven Vorschlagen folgen kann und dies
deswegen entsprechend andert.

Herr Rebenstorf sagte, dass die Verwaltung gern herausfiltern méchte, worum es in dem
Antrag geht, was soll der Unterschied zum wohnungspolitischen Konzept sein?
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Herr Feigl bat darum, dass die SPD dies bis zum Stadtrat in der Begriindung noch
entsprechend verfeinert, was diese bejahte.
Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, rief Herr Feigl zur Abstimmung auf.

Abstimmungsergebnis skE: Einzelpunktabstimmung

einstimmig zugestimmt
mehrheitlich zugestimmt

N

Abstimmungsergebnis StRa: Einzelpunktabstimmung

3. mehrheitlich zugestimmt
4. mehrheitlich zugestimmt

Beschlussempfehlung:

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, bis zur Sitzung des Stadtrates im September
2020 darzustellen, wo und wie sich in den letzten 10 Jahren in Halle (Saale)
Segregationstendenzen zwischen verschiedenen Stadt- und Bevdlkerungsteilen
zeigen und anhand welcher konkreten Kriterien und auf welcher Datenbasis diese
ermittelt wurden.

2. Zudem wird die Stadtverwaltung beauftragt, wohnungspolitische MaRnahmen zu
entwickeln  und zu—ergreifen dem  Stadtrat vorzulegen, um den
Segregationstendenzen wirkungsvoll zu begegnen. Insbesondere sind die zur
Verfiigung stehenden Instrumente des BauGB hinsichtlich Eignung und Praktikabilitat
zu bewerten, z. B. 8§ 9 Nr. 8 Festsetzungsmdglichkeit zu gefdrdertem sozialen
Wohnungsbau oder § 171 e Malinahmen zur sozialen Stadt.

zZu 6 schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtréaten

Es lagen keine schriftlichen Anfragen von Fraktionen und Stadtréten vor.

zu’7 Mitteilungen

zu7.1 Mitteilung zur Griinflache in Kanena

Frau Riedel informierte zur Grinflache Kanena. Die Kirche hat das Grundstiick an einen
Privaten mit allen Pflichten und Rechten in Erbbaupacht Ubergeben und die neue
Erbbaupéachterin hat der Stadt den Mietvertrag zu dem Spielplatz zum 31.12.2019 gekiindigt.
Daraufhin hat der Fachbereich Griinflachen den Spielplatz fristgerecht zuriickgebaut und hat
verschiedene Grundstiicke geprift und auch eins gefunden, auf dem ein neuer Spielplatz
errichtet werden soll. Dies ist der Platz hinter der freiwiligen Feuerwehr, Durrenberger
Stral3e, Ecke Gutsweg. Momentan ist dies noch eine landwirtschaftliche Nutzflache; der
Pachtvertrag lauft dieses Jahr aus und diese Teilflaiche wird aus dem neuen Pachtvertrag
herausfallen. Es werden Haushaltsmittel hierfir far 2020/21 beantragt und wenn diese
beschlossen sind, kann der neue Spielplatz 2022 gebaut werden.
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Was die private Erbbaupéchterin mit dem Grundstiick vorhat, entzieht sich der Kenntnis der
Stadtverwaltung.

Zu 8 Beantwortung von miundlichen Anfragen

zu 8.1 Anfrage Frau Winkler zur Stellplatzsatzung

Frau Winkler wann mit einem Fortfahren der Behandlung der Stellplatzsatzung zu rechnen
ist.

Herr Loebner antwortete, dass Anfang des Jahres dazu umfassend informiert worden ist.

Er hat in Erinnerung, dass die Fraktionen das fur sich mitnehmen wollten und sich dazu
nochmals positionieren werden. Deswegen ruht es. Hier sollte entschieden werden, wie
weiter dazu verfahren wird.

Herr Feigl sagte, dass dies demnachst auf die Tagesordnung genommen und
weiterbehandelt wird.

zu 8.2 Anfrage Frau Mark zu Park & Ride Parkplatzen

Frau Mark fragte, wie gut die bestehenden Park & Ride Parkplatze angenommen werden?
Ist es ein Erfolgsmodell, wird es genutzt, gibt es evtl. eine Erhebung, was die Leute bewegt,
dies zu nutzen.

Herr Rebenstorf sagte, dass dies zur nachsten Sitzung beantwortet wird.

zu 8.3 Anfrage Herr Eigendorf zu Smart City

Herr Eigendorf sagte, dass die Bundesrepublik im Rahmen des Konjunkturpaketes
beschlossen hat, dass das Modellprojekt Smart City verlangert wird. Hat die Stadt
Modellprojekte dazu eingereicht und wenn ja, welche und kann davon profitiert werden, dass
das Programm verlangert wurde?

Herr Rebenstorf sagte zu, dazu zur néchsten Sitzung zu berichten, da hierzu ein Austausch
mit dem Fachbereich 80 erfolgen muss.

zu 9 Anregungen

Es gab keine Anregungen.

Herr Feigl beendete die 6ffentliche Sitzung und bat um Herstellung der Nichtoffentlichkeit.

Christian Feigl Katrin Flint
Ausschussvorsitzender stellv. Protokollfihrerin

-29-



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu

